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Anmerkung

VwGH v. 29.11.2023, Ra 2023/09/0150; Aufhebung

Text

Das Verwaltungsgericht Wien fasst durch seinen Richter Mag. DDr. Tessar über die Beschwerde des Herrn A. B. gegen

das Straferkenntnis des Magistrates der Stadt Wien, Magistratisches Bezirksamt …, vom 17.03.2022, Zl. MBA/…/2022,

wegen Übertretung der 6. COVID-19-Schutzmaßnahmenverordnung, den

BESCHLUSS

I. Gemäß § 31 Abs. 1 i.V.m. § 50 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz – VwGVG wird der Beschwerde Folge gegeben,

das Straferkenntnis behoben und das Verfahren gemäß § 45 Abs. 1 Z 3 Verwaltungsstrafgesetz 1991 – VStG eingestellt.

römisch eins. Gemäß Paragraph 31, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 50,

Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz – VwGVG wird der Beschwerde Folge gegeben, das Straferkenntnis behoben und

das Verfahren gemäß Paragraph 45, Absatz eins, Ziffer 3, Verwaltungsstrafgesetz 1991 – VStG eingestellt.

G e m ä ß § 52 Abs. 8 VwGVG hat die beschwerdeführende Partei keinen Beitrag zu den Kosten des

Beschwerdeverfahrens zu leisten. Gemäß Paragraph 52, Absatz 8, VwGVG hat die beschwerdeführende Partei keinen

Beitrag zu den Kosten des Beschwerdeverfahrens zu leisten.

II. Gegen diese Entscheidung ist gemäß § 25a Verwaltungsgerichtshofgesetz – VwGG eine Revision an den

Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz – B-VG unzulässig.römisch zwei. Gegen diese

Entscheidung ist gemäß Paragraph 25 a, Verwaltungsgerichtshofgesetz – VwGG eine Revision an den

Verwaltungsgerichtshof nach Artikel 133, Absatz 4, Bundes-Verfassungsgesetz – B-VG unzulässig.

BEGRÜNDUNG

Der Spruch des gegenständlich bekämpften Straferkenntnisses lautet wie folgt:

Gegen dieses Straferkenntnis richtet sich die gegenständliche, rechtzeitig eingebrachte Beschwerde des

Beschwerdeführers, in welcher er anführt, über ein ärztliches Attest, durch welches er von der MaskenpIicht befreit

worden ist, zu verfügen und dieses aus vorgewiesen zu haben.

In der Anlage übermittelte er ein ärztliches Attest des Arztes für Allgemeinmedizin Dr. C. D., mit welchem erklärt

wurde, dass aus medizinischen Gründen das Tragen eines Mund-Nasenschutzes nicht ratsam sei.

Aus dem der Beschwerde beigeschlossenen Akt ist ersichtlich, dass gegen den Beschwerdeführer eine, am 31.3.2022 in

der internen Polizeidatenbank registrierte Anzeige gelegt worden ist. In dieser wird lapidar angegeben, dass der

Beschwerdeführer als Teilnehmer ein Standkundgebung bei anderen Personen in der Menge gestanden sei und keine

FFP2 Maske getragen habe. Zudem wird vermerkt, dass die vorgelegte Befreiung als nicht ausreichend erachtet

worden ist.

Das Verwaltungsgericht Wien hat erwogen:

Gemäß § 31 Abs. 1 VStG ist die Verfolgung einer Person unzulässig, wenn gegen sie binnen einer Frist von einem Jahr

keine Verfolgungshandlung (§ 32 Abs. 2 VStG) vorgenommen worden ist. Diese Frist ist von dem Zeitpunkt an zu

berechnen, an dem die strafbare Tätigkeit abgeschlossen worden ist oder das strafbare Verhalten aufgehört hat. Ist

der zum Tatbestand gehörende Erfolg erst später eingetreten, so läuft die Frist erst von diesem Zeitpunkt an. Gemäß

Paragraph 31, Absatz eins, VStG ist die Verfolgung einer Person unzulässig, wenn gegen sie binnen einer Frist von

einem Jahr keine Verfolgungshandlung (Paragraph 32, Absatz 2, VStG) vorgenommen worden ist. Diese Frist ist von

dem Zeitpunkt an zu berechnen, an dem die strafbare Tätigkeit abgeschlossen worden ist oder das strafbare Verhalten

aufgehört hat. Ist der zum Tatbestand gehörende Erfolg erst später eingetreten, so läuft die Frist erst von diesem

Zeitpunkt an.

 

Nach § 32 Abs. 2 VStG ist als Verfolgungshandlung jede von einer Behörde gegen eine bestimmte Person als
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Beschuldigten gerichtete Amtshandlung (Ladung, Vorführungsbefehl, Vernehmung, Ersuchen um Vernehmung,

Auftrag zur Ausforschung, Strafverfügung udgl.) anzusehen, und zwar auch dann, wenn die Behörde zu dieser

Amtshandlung nicht zuständig war, die Amtshandlung ihr Ziel nicht erreicht oder der Beschuldigte davon keine

Kenntnis erlangt hat.Nach Paragraph 32, Absatz 2, VStG ist als Verfolgungshandlung jede von einer Behörde gegen

eine bestimmte Person als Beschuldigten gerichtete Amtshandlung (Ladung, Vorführungsbefehl, Vernehmung,

Ersuchen um Vernehmung, Auftrag zur Ausforschung, Strafverfügung udgl.) anzusehen, und zwar auch dann, wenn die

Behörde zu dieser Amtshandlung nicht zuständig war, die Amtshandlung ihr Ziel nicht erreicht oder der Beschuldigte

davon keine Kenntnis erlangt hat.

 

Wie der Verwaltungsgerichtshof in ständiger Rechtsprechung ausgesprochen hat, unterbricht eine

Verfolgungshandlung nur dann die Verjährung, wenn in ihr der Beschuldigte konkretisiert ist und in ihr alle gemäß §

44a VStG erforderlichen Tatbildmerkmale angeführt sind (vgl. Hauer W., Handbuch des österreichischen

Verwaltungsverfahrens, 5. AuIage 1996, § 32 VStG Anm. 1, S. 923f sowie u.a. VwGH-verst.Senat 19.10.1978, Slg.N.F. Nr.

9664/A und VwGH 19.6.1990, 89/04/0266; 23.3.1988, 87/02/0181) . Wie der Verwaltungsgerichtshof in ständiger

Rechtsprechung ausgesprochen hat, unterbricht eine Verfolgungshandlung nur dann die Verjährung, wenn in ihr der

Beschuldigte konkretisiert ist und in ihr alle gemäß Paragraph 44 a, VStG erforderlichen Tatbildmerkmale angeführt

sind vergleiche Hauer W., Handbuch des österreichischen Verwaltungsverfahrens, 5. AuIage 1996, Paragraph 32, VStG

Anmerkung 1, S. 923f sowie u.a. VwGH-verst.Senat 19.10.1978, Slg.N.F. Nr. 9664/A und VwGH 19.6.1990, 89/04/0266;

23.3.1988, 87/02/0181).

Dabei ist zur Beantwortung der Frage, ob Verjährung im Sinne des § 31 Abs. 1 VStG eingetreten ist, von der als

erwiesen angenommenen Tat im Sinne des § 44a Z1 VStG auszugehen (vgl. hiezu u.a. VwGH 19.6.1990, 89/04/0266)

und das dem Beschuldigten zur Last gelegte Handeln unter Berücksichtigung sämtlicher gemäß § 44a Z 1 VStG in den

Spruch des Straferkenntnisses aufzunehmenden Tatbestandselemente der verletzten Verwaltungsvorschrift gemäß §

44a Z 2 VStG näher zu konkretisieren und individualisieren (vgl. VwGH 22.12.1992, 91/04/0199).Dabei ist zur

Beantwortung der Frage, ob Verjährung im Sinne des Paragraph 31, Absatz eins, VStG eingetreten ist, von der als

erwiesen angenommenen Tat im Sinne des Paragraph 44 a, Z1 VStG auszugehen vergleiche hiezu u.a. VwGH 19.6.1990,

89/04/0266) und das dem Beschuldigten zur Last gelegte Handeln unter Berücksichtigung sämtlicher gemäß Paragraph

44 a, ZiMer eins, VStG in den Spruch des Straferkenntnisses aufzunehmenden Tatbestandselemente der verletzten

Verwaltungsvorschrift gemäß Paragraph 44 a, ZiMer 2, VStG näher zu konkretisieren und individualisieren vergleiche

VwGH 22.12.1992, 91/04/0199).

 

Nach § 45 Abs. 1 Z. 3 VStG hat die Behörde von der Einleitung oder Fortführung eines Strafverfahrens abzusehen und

die Einstellung zu verfügen, wenn Umstände vorliegen, die die Verfolgung ausschließen.Nach Paragraph 45, Absatz

eins, ZiMer 3, VStG hat die Behörde von der Einleitung oder Fortführung eines Strafverfahrens abzusehen und die

Einstellung zu verfügen, wenn Umstände vorliegen, die die Verfolgung ausschließen.

Gemäß § 44 a Z. 1 VStG hat der Spruch, wenn er nicht auf Einstellung lautet, die als erwiesen angenommene Tat zu

enthalten. Gemäß Paragraph 44, a ZiMer eins, VStG hat der Spruch, wenn er nicht auf Einstellung lautet, die als

erwiesen angenommene Tat zu enthalten.

 

Der Verwaltungsgerichtshof hat erkannt, dass es nach dieser Bestimmung rechtlich geboten ist, die Tat hinsichtlich des

Täters und der Tatumstände so genau zu umschreiben, dass

1.) die Zuordnung des Tatverhaltens zur Verwaltungsvorschrift, die durch die

Tat verletzt worden ist, in Ansehung aller Tatbestandsmerkmale ermöglicht

wird,

2.) die Identität der Tat (z.B. nach Ort und Zeit) unverwechselbar feststeht.

Was den vorstehenden Punkt 1.) anlangt, sind entsprechende, d.h. in Beziehung zum vorgeworfenen Straftatbestand

stehende, wörtliche Anführungen erforderlich, die nicht etwa durch die bloße paragraphenmäßige Zitierung von
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Gebots- oder Verbotsnormen ersetzt werden können. Wenn ein Tatbild nicht typischerweise nur durch eine bestimmte

Handlung verwirklicht werden kann, ist insbesondere detailiert anzuführen, durch welches Verhalten das Tatbild

gesetzt wurde (vgl. VwGH 5.12.1983, 82/10/125).Was den vorstehenden Punkt 1.) anlangt, sind entsprechende, d.h. in

Beziehung zum vorgeworfenen Straftatbestand stehende, wörtliche Anführungen erforderlich, die nicht etwa durch

die bloße paragraphenmäßige Zitierung von Gebots- oder Verbotsnormen ersetzt werden können. Wenn ein Tatbild

nicht typischerweise nur durch eine bestimmte Handlung verwirklicht werden kann, ist insbesondere detailiert

anzuführen, durch welches Verhalten das Tatbild gesetzt wurde vergleiche VwGH 5.12.1983, 82/10/125).

Was den vorstehenden Punkt 2.) anlangt, muss entsprechend der ständigen Rechtsprechung des

Verwaltungsgerichtshofes (vgl. u.a. VwGH-verst. Senat 13.6.1984, Slg. 11466A) Was den vorstehenden Punkt 2.) anlangt,

muss entsprechend der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vergleiche u.a. VwGH-verst. Senat

13.6.1984, Slg. 11466A)

a) im Spruch des Straferkenntnisses dem Beschuldigten die Tat insoweit in konkretisierter Umschreibung zum Vorwurf

gemacht werden, dass der Beschuldigte in die Lage versetzt wird, im ordentlichen Verwaltungsstrafverfahren und

gegebenenfalls im außerordentlichen Verfahren (Wiederaufnahmeverfahren) auf den konkreten Tatvorwurf bezogene

Beweise anzubieten, um eben diesen Tatvorwurf zu widerlegen, und

b) der Spruch geeignet sein, den Beschuldigten (Bestraften) rechtlich davor zu schützen, wegen desselben Verhaltens

nochmals zur Verantwortung gezogen zu werden).

 

Zu den wesentlichen Tatbestandsmerkmalen insbesondere zählen die Angabe des genauen Tatortes, der Tatzeit und

des konkreten vorgeworfenen Verhaltens. Aus dem konkretisierten Verhaltensvorwurf müssen alle angelasteten

Tatbildmerkmale ableitbar sein. Zudem muss im Spruch das Verhalten in den Fällen, in welchen ein Tatbildmerkmal

durch verschiedene Verhaltensweisen verwirklicht werden kann, derart konkretisiert werden, dass klar ersichtlich ist,

durch welche der möglichen Verhaltensweisen das konkret vorgeworfene Tatbildmerkmal verwirklicht worden ist.

Wenn auch ein übertriebener Formalismus bei der Konkretisierung hinsichtlich des tatbildmäßigen Verhaltens, des

Tatorts und der Tatzeit fehl am Platz ist, so ist es doch erforderlich, Verhalten, Tatort und Tatzeit möglichst präzise

anzugeben. Jedenfalls aber ist innerhalb der Verfolgungsverjährungsfrist durch eine Verfolgungshandlung jedes

Tatbildmerkmal der zur Last gelegten Übertretungsnorm zusätzlich zur Anführung der verba legalia derart zu

konkretisieren, dass genau ausgeführt ist, durch welche Tatsachenannahme welches Tatbildmerkmal nach Ansicht der

Behörde verwirklicht worden ist.

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes wird nicht verlangt, dass eine Verfolgungshandlung auch das

Nichtvorliegen von ein gesetzliches Verbot einschränkenden Ausnahmeregelungen umfassen muss. Ein Hinweis auf

das Fehlen der Voraussetzungen für die Anwendung einer im Gesetz vorgesehenen, ein Verbot einschränkenden

Ausnahmeregelung ist nur dann in dem § 44a Z 1 VStG betreMenden Teil des Spruches erforderlich, wenn sich ein

Beschuldigter durch ein entsprechendes konkretes Sachvorbringen mit der für ihn geltenden Ausnahmeregelung

verantwortet hat oder dies nach der Aktenlage oMenkundig ist (VwGH 14.9.1984, 83/02/0549; 7.12.1984, 84/02/0160;

23.5.1986, 86/18/0018; 27.9.1989, 89/02/0011; 25.9.1991, 91/02/0038; 11.12.1991, 91/03/0070; 30.9.1993, 93/18/0239;

7.4.1995, 94/02/0515; 20.2.2001, 2000/11/0294 bis 0300; 14.10.2021, Ra 2019/11/0023, mwN).Nach der

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes wird nicht verlangt, dass eine Verfolgungshandlung auch das

Nichtvorliegen von ein gesetzliches Verbot einschränkenden Ausnahmeregelungen umfassen muss. Ein Hinweis auf

das Fehlen der Voraussetzungen für die Anwendung einer im Gesetz vorgesehenen, ein Verbot einschränkenden

Ausnahmeregelung ist nur dann in dem Paragraph 44 a, ZiMer eins, VStG betreMenden Teil des Spruches erforderlich,

wenn sich ein Beschuldigter durch ein entsprechendes konkretes Sachvorbringen mit der für ihn geltenden

Ausnahmeregelung verantwortet hat oder dies nach der Aktenlage oMenkundig ist (VwGH 14.9.1984, 83/02/0549;

7.12.1984, 84/02/0160; 23.5.1986, 86/18/0018; 27.9.1989, 89/02/0011; 25.9.1991, 91/02/0038; 11.12.1991, 91/03/0070;

30.9.1993, 93/18/0239; 7.4.1995, 94/02/0515; 20.2.2001, 2000/11/0294 bis 0300; 14.10.2021, Ra 2019/11/0023, mwN).

Die Anführung des Nichtvorliegens einer zulässigen Ausnahme von der Verwirklichung des angelasteten Tatbildes stellt

dann einen wesentlichen Spruchbestandteil dart, wenn aus dem Akteninhalt oder der Verantwortung des

Beschuldigten hergeht, dass die betreMende Ausnahme auf den Beschuldigten zutreMen kann (vgl. VwGH 23.5.1986,

86/18/0018; 27.9.1989, 89/02/0011).Die Anführung des Nichtvorliegens einer zulässigen Ausnahme von der
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Verwirklichung des angelasteten Tatbildes stellt dann einen wesentlichen Spruchbestandteil dart, wenn aus dem

Akteninhalt oder der Verantwortung des Beschuldigten hergeht, dass die betreMende Ausnahme auf den

Beschuldigten zutreffen kann vergleiche VwGH 23.5.1986, 86/18/0018; 27.9.1989, 89/02/0011).

§ 5 Abs. 1, 2 und 6 Covid-19-Maßnahmengesetz i.d.F. BGBl. I Nr. 255/2021 lautet wie folgt:Paragraph 5, Absatz eins, 2

und 6 Covid-19-Maßnahmengesetz in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 255 aus 2021, lautet wie folgt:

„(1) Beim Auftreten von COVID-19 können vorbehaltlich des Abs. 2 Zusammenkünfte von Personen aus verschiedenen

Haushalten geregelt werden, soweit dies zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 erforderlich ist.„(1) Beim

Auftreten von COVID-19 können vorbehaltlich des Absatz 2, Zusammenkünfte von Personen aus verschiedenen

Haushalten geregelt werden, soweit dies zur Verhinderung der Verbreitung von COVID-19 erforderlich ist.

(2) In einer Anordnung gemäß Abs. 1 jedenfalls nicht geregelt werden dürfen Zusammenkünfte von weniger als fünf

Personen aus weniger als drei Haushalten zuzüglich sechs minderjährige Kinder dieser Personen und Minderjährige,

denen gegenüber diese Personen bestehende AufsichtspIichten wahrnehmen.(2) In einer Anordnung gemäß Absatz

eins, jedenfalls nicht geregelt werden dürfen Zusammenkünfte von weniger als fünf Personen aus weniger als drei

Haushalten zuzüglich sechs minderjährige Kinder dieser Personen und Minderjährige, denen gegenüber diese

Personen bestehende Aufsichtspflichten wahrnehmen.

(6) Beschränkungen auf Personen- oder Berufsgruppen gemäß Abs. 4 Z 4 dürfen nicht auf Geschlecht, Behinderung,

ethnische Zugehörigkeit, Alter, Religion, Weltanschauung, sexuelle Orientierung oder auf das Bestehen einer

Zuordnung zur COVID-19-Risikogruppe nach § 735 Abs. 1 ASVG abstellen.“(6) Beschränkungen auf Personen- oder

Berufsgruppen gemäß Absatz 4, ZiMer 4, dürfen nicht auf Geschlecht, Behinderung, ethnische Zugehörigkeit, Alter,

Religion, Weltanschauung, sexuelle Orientierung oder auf das Bestehen einer Zuordnung zur COVID-19-Risikogruppe

nach Paragraph 735, Absatz eins, ASVG abstellen.“

§ 8 Covid-19-Maßnahmengesetz i.d.F. BGBl. I Nr. 255/2021 lautet wie folgt:Paragraph 8, Covid-19-Maßnahmengesetz in

der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 255 aus 2021, lautet wie folgt:

„(1) Wer

1. eine Betriebsstätte oder einen Arbeitsort betritt oder befährt oder ein Verkehrsmittel benutzt, deren/dessen

Betreten, Befahren oder Benutzen gemäß § 3 untersagt ist, oder1. eine Betriebsstätte oder einen Arbeitsort betritt

oder befährt oder ein Verkehrsmittel benutzt, deren/dessen Betreten, Befahren oder Benutzen gemäß Paragraph 3,

untersagt ist, oder

2. einen Ort betritt oder befährt, dessen Betreten oder Befahren gemäß § 4 oder § 4a untersagt ist, 2. einen Ort betritt

oder befährt, dessen Betreten oder Befahren gemäß Paragraph 4, oder Paragraph 4 a, untersagt ist,

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe von 145 Euro bis zu 1 450 Euro, im

Nichteinbringungsfall mit Freiheitsstrafe von bis zu vier Wochen, zu bestrafen.

(2) Wer

1. eine Betriebsstätte oder einen Arbeitsort entgegen den in einer Verordnung gemäß § 3 festgelegten

Voraussetzungen oder an ihn gerichteten AuIagen betritt oder befährt oder ein Verkehrsmittel entgegen den in einer

Verordnung gemäß § 3 festgelegten Voraussetzungen oder an ihn gerichteten AuIagen benutzt oder1. eine

Betriebsstätte oder einen Arbeitsort entgegen den in einer Verordnung gemäß Paragraph 3, festgelegten

Voraussetzungen oder an ihn gerichteten AuIagen betritt oder befährt oder ein Verkehrsmittel entgegen den in einer

Verordnung gemäß Paragraph 3, festgelegten Voraussetzungen oder an ihn gerichteten Auflagen benutzt oder

2. die in einer Verordnung gemäß § 4 oder § 4a genannten Orte entgegen den dort festgelegten Zeiten,

Voraussetzungen oder an ihn gerichteten AuIagen betritt oder befährt,2. die in einer Verordnung gemäß Paragraph 4,

oder Paragraph 4 a, genannten Orte entgegen den dort festgelegten Zeiten, Voraussetzungen oder an ihn gerichteten

Auflagen betritt oder befährt,

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe von 50 Euro bis zu 500 Euro, im Nichteinbringungsfall

mit Freiheitsstrafe von bis zu einer Woche, zu bestrafen.

(3) Wer als Inhaber einer Betriebsstätte oder eines Arbeitsortes, als Betreiber eines Verkehrsmittels, als Betreiber eines
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Alten- und PIegeheimes oder einer stationären Wohneinrichtung der Behindertenhilfe oder als gemäß § 4 hinsichtlich

bestimmter privater Orte, nicht von Abs. 1 erfasster VerpIichteter nicht dafür Sorge trägt, dass die Betriebsstätte, der

Arbeitsort, das Verkehrsmittel, das Alten- und PIegeheim oder die stationäre Wohneinrichtung der Behindertenhilfe

oder der bestimmte private Ort, deren/dessen Betreten oder Befahren gemäß §§ 3 bis 4a untersagt ist, nicht betreten

oder befahren wird, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe von 3 000 Euro bis zu 30 000

Euro, im Nichteinbringungsfall mit Freiheitsstrafe von bis zu sechs Wochen, zu bestrafen.(3) Wer als Inhaber einer

Betriebsstätte oder eines Arbeitsortes, als Betreiber eines Verkehrsmittels, als Betreiber eines Alten- und PIegeheimes

oder einer stationären Wohneinrichtung der Behindertenhilfe oder als gemäß Paragraph 4, hinsichtlich bestimmter

privater Orte, nicht von Absatz eins, erfasster VerpIichteter nicht dafür Sorge trägt, dass die Betriebsstätte, der

Arbeitsort, das Verkehrsmittel, das Alten- und PIegeheim oder die stationäre Wohneinrichtung der Behindertenhilfe

oder der bestimmte private Ort, deren/dessen Betreten oder Befahren gemäß Paragraphen 3 bis 4 a untersagt ist,

nicht betreten oder befahren wird, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe von 3 000 Euro

bis zu 30 000 Euro, im Nichteinbringungsfall mit Freiheitsstrafe von bis zu sechs Wochen, zu bestrafen.

(4) Wer als Inhaber einer Betriebsstätte oder eines Arbeitsortes, als Betreiber eines Verkehrsmittels, als Betreiber eines

Alten- und PIegeheimes oder einer stationären Wohneinrichtung der Behindertenhilfe oder als gemäß § 4 hinsichtlich

bestimmter privater Orte, nicht von Abs. 2 erfasster VerpIichteter nicht dafür Sorge trägt, dass die Betriebsstätte, der

Arbeitsort, das Verkehrsmittel, das Alten- und PIegeheim oder die stationäre Wohneinrichtung der Behindertenhilfe

oder der bestimmte private Ort nicht entgegen den in einer Verordnung gemäß §§ 3 bis 4a festgelegten

Personenzahlen, Zeiten, Voraussetzungen oder AuIagen betreten oder befahren wird, begeht eine

Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe von 360 Euro bis zu 3 600 Euro, im Nichteinbringungsfall mit

Freiheitsstrafe von bis zu vier Wochen, zu bestrafen.(4) Wer als Inhaber einer Betriebsstätte oder eines Arbeitsortes,

als Betreiber eines Verkehrsmittels, als Betreiber eines Alten- und PIegeheimes oder einer stationären

Wohneinrichtung der Behindertenhilfe oder als gemäß Paragraph 4, hinsichtlich bestimmter privater Orte, nicht von

Absatz 2, erfasster VerpIichteter nicht dafür Sorge trägt, dass die Betriebsstätte, der Arbeitsort, das Verkehrsmittel,

das Alten- und PIegeheim oder die stationäre Wohneinrichtung der Behindertenhilfe oder der bestimmte private Ort

nicht entgegen den in einer Verordnung gemäß Paragraphen 3 bis 4 a festgelegten Personenzahlen, Zeiten,

Voraussetzungen oder AuIagen betreten oder befahren wird, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer

Geldstrafe von 360 Euro bis zu 3 600 Euro, im Nichteinbringungsfall mit Freiheitsstrafe von bis zu vier Wochen, zu

bestrafen.

(5) Wer einer Verordnung gemäß § 6 zuwiderhandelt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe

von 145 Euro bis zu 1 450 Euro, im Nichteinbringungsfall mit Freiheitsstrafe von bis zu vier Wochen, zu bestrafen.(5)

Wer einer Verordnung gemäß Paragraph 6, zuwiderhandelt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer

Geldstrafe von 145 Euro bis zu 1 450 Euro, im Nichteinbringungsfall mit Freiheitsstrafe von bis zu vier Wochen, zu

bestrafen.

(5a) Wer

1.eine Zusammenkunft organisiert und dabei eine Untersagung oder BewilligungspIicht gemäß § 5 missachtet oder an

einer untersagten oder nicht bewilligten Zusammenkunft teilnimmt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit

einer Geldstrafe von 145 Euro bis zu 1 450 Euro, im Nichteinbringungsfall mit Freiheitsstrafe von bis zu vier Wochen, zu

bestrafen;1.eine Zusammenkunft organisiert und dabei eine Untersagung oder BewilligungspIicht gemäß Paragraph

5, missachtet oder an einer untersagten oder nicht bewilligten Zusammenkunft teilnimmt, begeht eine

Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe von 145 Euro bis zu 1 450 Euro, im Nichteinbringungsfall mit

Freiheitsstrafe von bis zu vier Wochen, zu bestrafen;

2. eine Zusammenkunft entgegen den sonstigen gemäß § 5 Abs. 4 festgelegten Beschränkungen organisiert oder daran

teilnimmt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe von 50 Euro bis zu 500 Euro, im

Nichteinbringungsfall mit Freiheitsstrafe von bis zu einer Woche, zu bestrafen;2. eine Zusammenkunft entgegen den

sonstigen gemäß Paragraph 5, Absatz 4, festgelegten Beschränkungen organisiert oder daran teilnimmt, begeht eine

Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe von 50 Euro bis zu 500 Euro, im Nichteinbringungsfall mit

Freiheitsstrafe von bis zu einer Woche, zu bestrafen;

3. gewerbsmäßig Zusammenkünfte organisiert und dabei eine Untersagung oder eine BewilligungspIicht gemäß § 5



missachtet, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe von 3 000 Euro bis zu 30 000 Euro, im

Nichteinbringungsfall mit Freiheitsstrafe von bis zu sechs Wochen, zu bestrafen;3. gewerbsmäßig Zusammenkünfte

organisiert und dabei eine Untersagung oder eine BewilligungspIicht gemäß Paragraph 5, missachtet, begeht eine

Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe von 3 000 Euro bis zu 30 000 Euro, im Nichteinbringungsfall mit

Freiheitsstrafe von bis zu sechs Wochen, zu bestrafen;

4. gewerbsmäßig Zusammenkünfte organisiert und dabei sonstige gemäß § 5 Abs. 4 festgelegte Beschränkungen

missachtet oder nicht dafür Sorge trägt, dass gemäß § 5 Abs. 4 festgelegte Beschränkungen eingehalten werden, 4.

gewerbsmäßig Zusammenkünfte organisiert und dabei sonstige gemäß Paragraph 5, Absatz 4, festgelegte

Beschränkungen missachtet oder nicht dafür Sorge trägt, dass gemäß Paragraph 5, Absatz 4, festgelegte

Beschränkungen eingehalten werden,

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 360 Euro bis zu 3 600 Euro, im Nichteinbringungsfall

mit Freiheitsstrafe von bis zu vier Wochen, zu bestrafen.

(6) Wer entgegen § 9 den Organen der Bezirksverwaltungsbehörde, den von ihnen herangezogenen Sachverständigen

oder den Organen des öMentlichen Sicherheitsdienstes das Betreten oder die Besichtigung, die Auskunftserteilung

oder die Vorlage von Unterlagen, die mit der Einhaltung von Voraussetzungen und AuIagen nach diesem

Bundesgesetz im Zusammenhang stehen, verwehrt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe

von 145 Euro bis zu 1 450 Euro, im Nichteinbringungsfall mit Freiheitsstrafe von bis zu vier Wochen, zu bestrafen.“(6)

Wer entgegen Paragraph 9, den Organen der Bezirksverwaltungsbehörde, den von ihnen herangezogenen

Sachverständigen oder den Organen des öMentlichen Sicherheitsdienstes das Betreten oder die Besichtigung, die

Auskunftserteilung oder die Vorlage von Unterlagen, die mit der Einhaltung von Voraussetzungen und AuIagen nach

diesem Bundesgesetz im Zusammenhang stehen, verwehrt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer

Geldstrafe von 145 Euro bis zu 1 450 Euro, im Nichteinbringungsfall mit Freiheitsstrafe von bis zu vier Wochen, zu

bestrafen.“

§ 14 der 6. COVID-19-SchuMaV i.d.F. BGBl. II Nr. 602/2021 lautet:Paragraph 14, der 6. COVID-19-SchuMaV in der

Fassung Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 602 aus 2021, lautet:

„(1) Das Verlassen des eigenen privaten Wohnbereichs und der Aufenthalt außerhalb des eigenen privaten

Wohnbereichs zum Zweck der Teilnahme an Zusammenkünften ist für Personen, die über keinen 2G-Nachweis

verfügen, nur für folgende Zusammenkünfte zulässig:

1. Begräbnisse;

2. Versammlungen nach dem Versammlungsgesetz 1953, BGBl. Nr. 98/1953;2. Versammlungen nach dem

Versammlungsgesetz 1953, Bundesgesetzblatt Nr. 98 aus 1953,;

3. Zusammenkünfte zu beruIichen Zwecken, wenn diese zur Aufrechterhaltung der beruIichen Tätigkeit erforderlich

sind;

4. unaufschiebbare Zusammenkünfte von Organen politischer Parteien, sofern eine Abhaltung in digitaler Form nicht

möglich ist;

5. unaufschiebbare Zusammenkünfte von Organen juristischer Personen, sofern eine Abhaltung in digitaler Form nicht

möglich ist;

6. unaufschiebbare Zusammenkünfte nach dem Arbeitsverfassungsgesetz – ArbVG, BGBl. Nr. 22/1974;6.

unaufschiebbare Zusammenkünfte nach dem Arbeitsverfassungsgesetz – ArbVG, Bundesgesetzblatt Nr. 22 aus 1974,;

7. Zusammenkünfte von medizinischen und psychosozialen Selbsthilfegruppen;

8. das Befahren von Theatern, Konzertsälen und -arenen, Kinos, Varietees und Kabaretts, wenn dies mit mehrspurigen

Kraftfahrzeugen erfolgt;

9. Zusammenkünfte gemäß Abs. 6 und den §§ 15 und 16.9. Zusammenkünfte gemäß Absatz 6 und den Paragraphen

15 und 16,
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Bei Zusammenkünften gemäß Z 1 bis 7 ist in geschlossenen Räumen eine Maske zu tragen. Bei Zusammenkünften

gemäß Z 2 gilt dies auch im Freien.Bei Zusammenkünften gemäß ZiMer eins bis 7 ist in geschlossenen Räumen eine

Maske zu tragen. Bei Zusammenkünften gemäß Ziffer 2, gilt dies auch im Freien.

(2) Unter folgenden Voraussetzungen sind Zusammenkünfte, die nicht von Abs. 1 erfasst sind, zulässig:(2) Unter

folgenden Voraussetzungen sind Zusammenkünfte, die nicht von Absatz eins, erfasst sind, zulässig:

1. Zusammenkünfte ohne ausschließlich zugewiesene und gekennzeichnete Sitzplätze, wie beispielsweise Hochzeits-,

Geburtstags- oder Weihnachtsfeiern, sind nur mit bis zu 25 Teilnehmern zulässig. Der für die Zusammenkunft

Verantwortliche darf die Teilnehmer nur einlassen, wenn sie einen 2G-Nachweis vorweisen.

1a. Bei Zusammenkünften mit ausschließlich zugewiesenen und gekennzeichneten Sitzplätzen darf der für die

Zusammenkunft Verantwortliche

a) höchstens 500 Teilnehmer einlassen, sofern alle Teilnehmer einen 2G-Nachweis vorweisen;

b) höchstens 1.000 Teilnehmer einlassen, sofern alle Teilnehmer einen 2G-Nachweis und zusätzlich einen Nachweis

über ein negatives Ergebnis eines molekularbiologischen Tests auf SARS-CoV-2, dessen Abnahme nicht mehr als 72

Stunden zurückliegen darf, vorweisen;

c) höchstens 2.000 Teilnehmer einlassen, sofern alle Teilnehmer einen Nachweis gemäß § 2 Abs. 2 Z 1 lit. c und

zusätzlich einen Nachweis über ein negatives Ergebnis eines molekularbiologischen Tests auf SARS-CoV-2, dessen

Abnahme nicht mehr als 72 Stunden zurückliegen darf, vorweisen.c) höchstens 2.000 Teilnehmer einlassen, sofern alle

Teilnehmer einen Nachweis gemäß Paragraph 2, Absatz 2, ZiMer eins, Litera c und zusätzlich einen Nachweis über ein

negatives Ergebnis eines molekularbiologischen Tests auf SARS-CoV-2, dessen Abnahme nicht mehr als 72 Stunden

zurückliegen darf, vorweisen.

2. Teilnehmer haben in geschlossenen Räumen eine Maske zu tragen.

3. Der für die Zusammenkunft Verantwortliche hat Zusammenkünfte mit mehr als 50 Teilnehmern spätestens eine

Woche vorher bei der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde anzuzeigen. Dabei sind folgende Angaben zu

machen:

a) Name und Kontaktdaten (Telefonnummer, E-Mail-Adresse) des für die Zusammenkunft Verantwortlichen,

b) Zeit, Dauer und Ort der Zusammenkunft,

c) Zweck der Zusammenkunft,

d) Anzahl der Teilnehmer.

Die Anzeige hat elektronisch an eine von der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde bekanntgegebene E-Mail-

Adresse oder im Wege einer Web-Applikation zu erfolgen.

4. Der für die Zusammenkunft Verantwortliche hat für Zusammenkünfte mit mehr als 250 Teilnehmern eine

Bewilligung der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde einzuholen. Dabei sind die Angaben gemäß Z 3 zu

machen und ist das Präventionskonzept gemäß Abs. 4 vorzulegen. Die Entscheidungsfrist für die Bewilligung beträgt

zwei Wochen ab vollständiger Vorlage der Unterlagen.4. Der für die Zusammenkunft Verantwortliche hat für

Zusammenkünfte mit mehr als 250 Teilnehmern eine Bewilligung der örtlich zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde

einzuholen. Dabei sind die Angaben gemäß ZiMer 3, zu machen und ist das Präventionskonzept gemäß Absatz 4,

vorzulegen. Die Entscheidungsfrist für die Bewilligung beträgt zwei Wochen ab vollständiger Vorlage der Unterlagen.

5. Die Zusammenkunft darf nur zwischen 05.00 und 22.00 Uhr stattfinden.

6. Für das Verabreichen von Speisen und den Ausschank von Getränken gilt § 7 Abs. 1 bis 4 und 6 erster Satz

sinngemäß.6. Für das Verabreichen von Speisen und den Ausschank von Getränken gilt Paragraph 7, Absatz eins bis 4

und 6 erster Satz sinngemäß.

(3) Abs. 1 Schlussteil und Abs. 2 gelten nicht für Zusammenkünfte an denen höchstens vier Personen aus

unterschiedlichen Haushalten teilnehmen, wobei in diese Personenzahl höchstens sechs minderjährige Kinder dieser

Personen oder minderjährige Kinder, gegenüber denen diese Personen AufsichtspIichten wahrnehmen, nicht

einzurechnen sind, sofern das Verlassen des eigenen privaten Wohnbereichs und der Aufenthalt außerhalb des



eigenen privaten Wohnbereichs einen zulässigen Ausgangsgrund darstellt.(3) Absatz eins, Schlussteil und Absatz 2,

gelten nicht für Zusammenkünfte an denen höchstens vier Personen aus unterschiedlichen Haushalten teilnehmen,

wobei in diese Personenzahl höchstens sechs minderjährige Kinder dieser Personen oder minderjährige Kinder,

gegenüber denen diese Personen AufsichtspIichten wahrnehmen, nicht einzurechnen sind, sofern das Verlassen des

eigenen privaten Wohnbereichs und der Aufenthalt außerhalb des eigenen privaten Wohnbereichs einen zulässigen

Ausgangsgrund darstellt.

(4) Bei Zusammenkünften von mehr als 50 Personen hat der für eine Zusammenkunft Verantwortliche einen COVID-

19-Beauftragten zu bestellen und ein COVID-19-Präventionskonzept auszuarbeiten und umzusetzen. Die

Bezirksverwaltungsbehörde hat die Einhaltung der COVID-19-Präventionskonzepte stichprobenartig zu überprüfen.

Das COVID-19-Präventionskonzept ist zu diesem Zweck während der Dauer der Zusammenkunft bereitzuhalten und

auf Verlangen der Bezirksverwaltungsbehörde vorzulegen.

(5) An einem Ort dürfen mehrere Zusammenkünfte gleichzeitig stattQnden, sofern durch geeignete Maßnahmen, wie

etwa durch räumliche oder bauliche Trennung oder zeitliche StaMelung, eine Durchmischung der Teilnehmer der

gleichzeitig stattfindenden Zusammenkünfte ausgeschlossen und das Infektionsrisiko minimiert wird.

(6) Für Zusammenkünfte zu Proben zu beruIichen Zwecken und zur beruIichen künstlerischen Darbietung in Qxer

Zusammensetzung gilt – mit Ausnahme des Erfordernisses eines Präventionskonzepts – § 9 Abs. 6 sinngemäß. Sonstige

Zusammenkünfte zu Proben oder künstlerischen Darbietungen in Qxer Zusammensetzung sind unter den

Voraussetzungen des Abs. 2 zulässig; kann auf Grund der Eigenart der Tätigkeit das Tragen einer Maske nicht

eingehalten werden, ist durch sonstige geeignete Schutzmaßnahmen das Infektionsrisiko zu minimieren. Für

Zusammenkünfte, die gemäß dem AlVG vom oder im Auftrag des Arbeitsmarktservice als Maßnahmen der Nach- und

Umschulung sowie zur Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt durchgeführt werden, sowie für sonstige

Zusammenkünfte zu unbedingt erforderlichen beruIichen Aus- und Fortbildungszwecken, zur Erfüllung von

erforderlichen Integrationsmaßnahmen nach dem Integrationsgesetz (IntG), BGBl. I Nr. 68/2017, und zu beruIichen

Abschlussprüfungen, gilt § 11 Abs. 2 und 3 sinngemäß. Kann auf Grund der Eigenart der Aus- oder Fortbildung oder

der Integrationsmaßnahme von Personen das Tragen einer Maske nicht eingehalten werden, ist durch sonstige

geeignete Schutzmaßnahmen das Infektionsrisiko zu minimieren.(6) Für Zusammenkünfte zu Proben zu beruIichen

Zwecken und zur beruIichen künstlerischen Darbietung in Qxer Zusammensetzung gilt – mit Ausnahme des

Erfordernisses eines Präventionskonzepts – Paragraph 9, Absatz 6, sinngemäß. Sonstige Zusammenkünfte zu Proben

oder künstlerischen Darbietungen in Qxer Zusammensetzung sind unter den Voraussetzungen des Absatz 2, zulässig;

kann auf Grund der Eigenart der Tätigkeit das Tragen einer Maske nicht eingehalten werden, ist durch sonstige

geeignete Schutzmaßnahmen das Infektionsrisiko zu minimieren. Für Zusammenkünfte, die gemäß dem AlVG vom

oder im Auftrag des Arbeitsmarktservice als Maßnahmen der Nach- und Umschulung sowie zur Wiedereingliederung

in den Arbeitsmarkt durchgeführt werden, sowie für sonstige Zusammenkünfte zu unbedingt erforderlichen

beruIichen Aus- und Fortbildungszwecken, zur Erfüllung von erforderlichen Integrationsmaßnahmen nach dem

Integrationsgesetz (IntG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 68 aus 2017,, und zu beruIichen Abschlussprüfungen, gilt

Paragraph 11, Absatz 2 und 3 sinngemäß. Kann auf Grund der Eigenart der Aus- oder Fortbildung oder der

Integrationsmaßnahme von Personen das Tragen einer Maske nicht eingehalten werden, ist durch sonstige geeignete

Schutzmaßnahmen das Infektionsrisiko zu minimieren.

(7) § 14 gilt für alle Zusammenkünfte unabhängig vom Ort der Zusammenkunft. Sofern auch die Voraussetzungen der

§§ 6 bis 10 erfüllt sind, gilt hinsichtlich des Nachweises einer geringen epidemiologischen Gefahr die jeweils strengere

Regel.(7) Paragraph 14, gilt für alle Zusammenkünfte unabhängig vom Ort der Zusammenkunft. Sofern auch die

Voraussetzungen der Paragraphen 6 bis 10 erfüllt sind, gilt hinsichtlich des Nachweises einer geringen

epidemiologischen Gefahr die jeweils strengere Regel.

(8) Abs. 2 Z 2 bis 4 gilt nicht für Zusammenkünfte, die im privaten Wohnbereich stattQnden.(8) Absatz 2, ZiMer 2 bis 4

gilt nicht für Zusammenkünfte, die im privaten Wohnbereich stattfinden.

(9) Abs. 2 Z 5 gelangt für Zusammenkünfte gemäß Abs. 2, an denen nicht mehr als zehn Personen aus

unterschiedlichen Haushalten teilnehmen, nicht zur Anwendung.“(9) Absatz 2, ZiMer 5, gelangt für Zusammenkünfte

gemäß Absatz 2,, an denen nicht mehr als zehn Personen aus unterschiedlichen Haushalten teilnehmen, nicht zur

Anwendung.“

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2017/68


§ 14 der 6. COVID-19-SchuMaV i.d.F. BGBl. II Nr. 6/2022 lautet:Paragraph 14, der 6. COVID-19-SchuMaV in der Fassung

Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 6 aus 2022, lautet:

„(1) Das Vorliegen der Voraussetzungen gemäß den §§ 3, 14 und 21 ist auf Verlangen gegenüber„(1) Das Vorliegen der

Voraussetzungen gemäß den Paragraphen 3, 14 und 21 ist auf Verlangen gegenüber

1. Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes,

2. Behörden und Verwaltungsgerichten bei Parteienverkehr und Amtshandlungen sowie

3. Inhabern einer Betriebsstätte oder eines Arbeitsortes sowie Betreibern eines Verkehrsmittels zur Wahrnehmung

ihrer PIicht gemäß § 8 Abs. 4 COVID-19-MG,3. Inhabern einer Betriebsstätte oder eines Arbeitsortes sowie Betreibern

eines Verkehrsmittels zur Wahrnehmung ihrer Pflicht gemäß Paragraph 8, Absatz 4, COVID-19-MG,

4. dem für eine Zusammenkunft Verantwortlichen

glaubhaft zu machen.

(2) Der Ausnahmegrund gemäß § 21 Abs. 10 und 10a und die Ausnahmegründe, wonach aus gesundheitlichen

Gründen(2) Der Ausnahmegrund gemäß Paragraph 21, Absatz 10 und 10 a und die Ausnahmegründe, wonach aus

gesundheitlichen Gründen

1. das Tragen einer Maske oder einer den Mund- und Nasenbereich abdeckenden und eng anliegenden mechanischen

Schutzvorrichtung oder einer den Mund- und Nasenbereich abdeckenden mechanischen Schutzvorrichtung nicht

zugemutet werden kann,

2. die Durchführung eines nach § 2 Abs. 2 vorgesehenen Tests nicht zugemutet werden kann, sowie das Vorliegen einer

Schwangerschaft ist durch eine von einem in Österreich oder im EWR zur selbstständigen Berufsausübung

berechtigten Arzt ausgestellte Bestätigung nachzuweisen.“2. die Durchführung eines nach Paragraph 2, Absatz 2,

vorgesehenen Tests nicht zugemutet werden kann, sowie das Vorliegen einer Schwangerschaft ist durch eine von

einem in Österreich oder im EWR zur selbstständigen Berufsausübung berechtigten Arzt ausgestellte Bestätigung

nachzuweisen.“

Vorab sei bemerkt, dass gegenständlich die Übertretung des § 14 Abs. 1 der 6. COVID-19-SchuMaV i.d.F. BGBl. II Nr.

537/2021 angelastet wurde. Dagegen stand zum angelasteten Zeitpunkt § 14 Abs. 1 der 6. COVID-19-SchuMaV i.d.F.

BGBl. II Nr. 602/2021 in Geltung.Vorab sei bemerkt, dass gegenständlich die Übertretung des Paragraph 14, Absatz

eins, der 6. COVID-19-SchuMaV in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 537 aus 2021, angelastet wurde. Dagegen

stand zum angelasteten Zeitpunkt Paragraph 14, Absatz eins, der 6. COVID-19-SchuMaV in der Fassung

Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 602 aus 2021, in Geltung.

Zudem ging die belangte Behörde sichtlich davon aus, dass der Beschwerdeführer an einer Versammlung i.S.d.

VersammlungsG teilgenommen hatte. Doch fehlt es für diese Annahme an jeglichem Tatsachensubstrat und damit

auch an jeglicher ausreichenden Verfolgungshandlung, aus welchem Grunde die Behörde vom Vorliegen einer

Standkundgebung ausgegangen ist. Die bloße Behauptung des Vorliegens einer Versammlung bzw. einer

Standkundgebung reicht für die gebotene Anlastung eines Sachverhalts, aus welchem abzuleiten ist, dass dieser

Sachverhalt als eine Versammlung i.S.d. Versammlungsgesetzes einzustufen ist, nicht aus.

Zudem geht die Behörde sichtlich davon aus, dass der Beschwerdeführer ein Teilnehmer dieser Versammlung

gewesen ist, wofür sie aber auch jegliches, diese Annahme stützende Sachverhaltssubstrat schuldig geblieben ist.

Dazu ist zuvor auszuführen, dass der Gesetzgeber bzw. Verordnungsgeber bei der Verwendung des BegriMs

„Versammlung“ sichtlich auf den Versammlungsbegriff des Versammlungsgesetzes abstellt.

Nach der Judikatur ist eine "Versammlung" im Sinne des Versammlungsgesetzes eine Zusammenkunft mehrerer

Menschen, die in der Absicht veranstaltet wurde, die Anwesenden zu einem gemeinsamen Wirken (Debatte,

Diskussion, Manifestation usw.) zu bringen, sodass eine gewisse Assoziation der Zusammengekommenen entsteht. Im

Falle einer nicht angezeigten Zusammenkunft ist für das Vorliegen einer Versammlung jenes Bild maßgeblich, das sich

den einschreitenden Organen an Ort und Stelle bietet (vgl. VwGH 29.3.2004, 98/01/0213, 18.5.2009, 2009/17/0047 und

22.3.2018, Ra 2017/01/0359, jeweils unter Hinweisen auf die Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes; vgl.

allgemein zum Grundrecht auf Versammlungsfreiheit VwGH 15.10.2009, 2007/09/0307).Nach der Judikatur ist eine

https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2022/6
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"Versammlung" im Sinne des Versammlungsgesetzes eine Zusammenkunft mehrerer Menschen, die in der Absicht

veranstaltet wurde, die Anwesenden zu einem gemeinsamen Wirken (Debatte, Diskussion, Manifestation usw.) zu

bringen, sodass eine gewisse Assoziation der Zusammengekommenen entsteht. Im Falle einer nicht angezeigten

Zusammenkunft ist für das Vorliegen einer Versammlung jenes Bild maßgeblich, das sich den einschreitenden Organen

an Ort und Stelle bietet vergleiche VwGH 29.3.2004, 98/01/0213, 18.5.2009, 2009/17/0047 und 22.3.2018, Ra

2017/01/0359, jeweils unter Hinweisen auf die Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes; vergleiche allgemein

zum Grundrecht auf Versammlungsfreiheit VwGH 15.10.2009, 2007/09/0307).

Daraus ist zu folgern, dass gegenständlich (nur) dann der Beschwerdeführer als Versammlungsteilnehmer einzustufen

ist, wenn dieser sich in einer Weise am gegenständlichen Ort aufgehalten hat, dass für einen Außenstehenden (bei

Zugrundelegung eines objektiven Auslegungsgesichtspunkts) der deutliche Eindruck entstanden ist, dass sich der

Beschwerdeführer mit dem Anliegen der gegenständlichen Versammlung identiQziert bzw. sich mit den

Zusammengekommenen in einer gewissen Weise assoziiert, um damit die Anwesenden zu einem gemeinsamen

Wirken (Debatte, Diskussion, Manifestation usw.) zu bringen.

Damit ist es ein zentrales Element eines Tatbildvorwurfs im Hinblick auf das gegenständlich angelastet Tatbild, dass

der Beschwerdeführer durch sein Verhalten zum Ausdruck gebracht hat, sich mit dem mit dem Anliegen der

gegenständlichen Versammlung zu identiQzieren bzw. sich mit den Zusammengekommenen in einer gewissen Weise

zu assoziieren, um damit die Anwesenden zu einem gemeinsamen Wirken (Debatte, Diskussion, Manifestation usw.) zu

bringen, nicht angelastet worden. Auch im Hinblick auf dieses Tatbildmerkmal erfolgte keinerlei Verfolgungshandlung.

Dazu kommt aber auch, dass sich der Beschwerdeführer sich bereits anlässlich seiner Anhaltung auf ein ärztliches

Maskenbefreiungsattest berufen hat, welches sichtlich von einem in Österreich zur selbständigen Berufsausübung

berechtigten Arzt ausgestellt wurde. Im Falle der Berufung auf eine gesetzliche Ausnahmebestimmung ist es nun aber

nach der zuvor angeführten, verwaltungsgerichtlichen Judikatur geboten, in einer Verfolgungshandlung darzulegen,

aufgrund welches Sachverhalts von der Nichterfüllung dieses Ausnahmetatbestands ausgegangen wird.

Auch dieser Vorgabe wurde im gegenständlichen Verfahren nicht entsprochen, zumal trotz des Umstands, dass

zumindest nach dem äußeren Anschein die Vorgabe für eine gültige Maskenbefreiung vorgelegen war (zumal es sich

um ein Attest eines in Österreich praktizierenden Arztes gehandelt hat), nur lapidar angelastet wurde, dass kein von

einem in Österreich zur selbständigen Berufsausübung berechtigten Arzt ausgestellte Maskenbefreiungsattest

nachgewiesen worden ist. Damit wird zumindest nach der wörtlichen Anlastung das Gegenteil festgestellt, als vom

Beschwerdeführer als Ausnahmegrund vorgebracht und nachgewiesen worden ist.

Es wurden daher während der Verfolgungsverjährungsfrist zentrale Sachverhaltsanlastungen niemals getätigt, sodass

die durch § 44a VStG normierten Vorgaben für eine die Verfolgungsverjährungsfrist unterbrechende

Verfolgungshandlung nicht erfüllt wurden.Es wurden daher während der Verfolgungsverjährungsfrist zentrale

Sachverhaltsanlastungen niemals getätigt, sodass die durch Paragraph 44 a, VStG normierten Vorgaben für eine die

Verfolgungsverjährungsfrist unterbrechende Verfolgungshandlung nicht erfüllt wurden.

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.

Die Revision gegen diese Entscheidung ist unzulässig, da keine Rechtsfrage im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG zu

beurteilen war, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der

bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung. Weiters ist die

dazu vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Ebenfalls

liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.Die Revision

gegen diese Entscheidung ist unzulässig, da keine Rechtsfrage im Sinne des Artikel 133, Absatz 4, B-VG zu beurteilen

war, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung. Weiters ist die dazu

vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Ebenfalls liegen

keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.
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